
Der Blick auf die Schulen
ist kritisch geworden

Von Ulrich Mendelin

RAVENSBURG – Gute Schulen
gehören nicht nur zu den origi-
nären Zuständigkeiten der Lan-
despolitik. Aus Sicht der Bevöl-
kerung sind sie auch eine ihrer
besonders wichtigen Aufgaben.
Das haben bereits frühere
Untersuchungen des BaWü-
Checks der baden-württember-
gischen Tageszeitungen gezeigt.
Die Bürger machen in der Bil-
dungspolitik teilweise erhebli-
che Mängel aus – und doch fällt
das summarische Urteil der Be-
völkerung und insbesondere
von den Eltern schulpflichtiger
Kinder vergleichsweise positiv
aus.

Immerhin 47 Prozent der Be-
völkerung und 53 Prozent der
Eltern von Schulkindern bewer-
ten die Schulen in Baden-Würt-
temberg überwiegend positiv.
45 Prozent der Bürgerinnen
und Bürger sowie 42 Prozent
der Eltern von Schulkindern äu-
ßern sich jedoch kritisch über
den Zustand der Schulen in Ba-

Starker Rückhalt für das
neunjährige Gymnasium

Trotz des kritischenGesamt-
urteils über die Bildungs-
politik der baden-württem-

bergischen Landesregierung fin-
den einzelne Beschlüsse durch-
ausbreiteZustimmung.

So halten es 70 Prozent der Be-
völkerung und 72 Prozent der El-
tern schulpflichtiger Kinder für
sinnvoll, dass Baden-Württem-
berg ab dem kommenden Schul-
jahr vom achtjährigen Gymna-
sium, dem sogenannten G8, zum
neunjährigen Gymnasium, dem
G9,zurückkehrenwird.

Nur13beziehungsweise14Pro-
zent sehen das anders und finden
eineRückkehrzumneunjährigen
Gymnasium, wie es vor 2004 an
Baden-WürttembergsGymnasien
üblichwar,nichtsinnvoll.

Die Landesregierung hatte
die Kehrtwende nach stetem
Druck einer Elterninitiative im
Frühjahr offiziell gemacht. G8
soll es zwar weiterhin in Baden-
Württemberg geben, jedoch
nur als Ausnahme. Standard ist
dann wieder G9.

Geplant ist die Neuerung
zum Schuljahr 2025/26. Eine
Wechselmöglichkeit für ältere
Schüler besteht nicht. Viele De-
tails des Konzeptes müssen
aber noch ausgearbeitet wer-
den. Baden-Württemberg Mi-
nisterpräsident Kretschmann
sagte im April zur G9-Rück-
kehr, die die grün-schwarze Ko-
alition ausverhandelt hat: „Wo-
rauf wir uns geeinigt haben,
übertrifft meine Erwartungen.“

Mehrheit würdigt Leistung
der Lehrer

Die Bevölkerung hat vor
dem, was Lehrer leisten,
großen Respekt. An der

Spitze des Bildes, das die Be-
völkerung vom Lehrerberuf
hat, stehen die hohen Anfor-
derungen und großen Belas-
tungen sowie die Verantwor-
tung, die Lehrer tragen. Mehr
als 60 Prozent der Baden-Würt-
temberger assoziieren mit dem
Lehrerberuf häufige Auseinan-
dersetzungen mit schwierigen
Eltern und Kindern – wobei
die Eltern noch etwas proble-
matischer einschätzt werden
als die Schüler selbst. 58 Pro-
zent sind überzeugt, dass Leh-
rer eine große Verantwortung
tragen, 55 Prozent betonen die
hohe psychische Belastung.

Negative Klischees über den
Lehrerberuf sind weit weniger
weit verbreitet. So meint nur
gut jeder Dritte, dass Lehrer
oft nicht auf dem neuesten
Stand sind oder dass sie zu viel
über ihre beruf lichen Belas-
tungen klagen. Weniger als je-
der Vierte hält Lehrer für
schlecht im Umgang mit Kri-
tik und nur jeder Fünfte
meint, dass Lehrer oft schlecht
mit Kindern umgehen können.

47 Prozent der Befragten
glauben, dass der Beruf der
Lehrkräfte sehr anstrengend
ist - wohingegen nur 14 Pro-
zent glauben, dass Lehrer viel
Freizeit haben. Jeder zehnte
Befragte gab zudem an, Lehrer
würden viel Geld verdienen.

Die Umfrage der Tageszeitungen
Wiezufrieden sinddieMenschen
in Baden-Württemberg mit der
Arbeit der Landesregierung?
Werden die richtigen Schwer-
punkte gesetzt, wo wird
nur geredet, wo wird ge-
handelt? Das wollten die
Tageszeitungen in Ba-
den-Württemberg in
ihrer gemeinsamen Um-
frage, dem BaWüCheck,
genauer wissen und
arbeiteten dafür mit
dem Institut für Demo-
skopie Allensbach (IfD) zusam-
men. Das IfD befragt einmal im
Monat im Auftrag der Tageszei-
tungen mehr als 1000 Menschen

im Land, um repräsentative Er-
gebnisse zu erhalten.

Das IfD gehört zu den namhaf-
testen Umfrage-Instituten

Deutschlands, auf den
Ratder IfDChefinRenate
Köcher greifen Vor-
standsvorsitzende, Re-
gierungs-chefs und Ver-
bände zurück.

Die gedruckten Tages-
zeitungen in Baden-
Württemberg erreichen
jeden Tag mehr als fünf

MillionenMenschen,hinzukom-
men die Leserinnen und Leser
auf den reichweitenstarken On-
lineportalenderTageszeitungen.

den-Württemberg. Vergleiche
mit früheren Untersuchungen
des Allensbacher Instituts zei-
gen allerdings, dass sich das
Meinungsbild über das Schul-
system deutlich verschlechtert
hat. Vor rund zehn Jahren be-
werteten noch 75 Prozent der
baden-württembergischen Be-
völkerung die Schulen in Ba-
den-Württemberg positiv, ledig-
lich 15 Prozent negativ.

Dabei zeigt die aktuelle Befra-
gung, dass die Bürger die gro-
ßen Belastungen des Lehrerbe-
rufs sehen und den Pädagogen
eine große Verantwortung zu-
schreiben. Sie sehen aber auch
die schwierigen Rahmenbedin-
gungen – etwa was die Beein-
trächtigung des Unterrichts-
niveaus durch Schüler angeht,
die nicht ausreichend deutsch
verstehen, und der Mangel an
Lehrkräften. Dabei zeigt sich
auch, dass das Außenbild der
Bevölkerung vom Alltag in den
Schulen in weiten Teilen kriti-
scher ist als das Erfahrungsbild
der Eltern.

Verbindlichkeit bei
Grundschulempfehlung

erwünscht

Wie die Wiedereinfüh-
rung des neunjährigen
Gymnasiums, wird

auch die Wiedereinführung der
verbindlichen Grundschulemp-
fehlung von einer breiten Mehr-
heit begrüßt: 62 Prozent der
Bürgerinnen und Bürger finden
es richtig, dass zukünftig wie-
der die Grundschulen und der
Notenschnitt darüber entschei-
den, auf welche weiterführende
Schule ein Grundschüler
kommt und nicht mehr die El-
tern. 21 Prozent der Bevölke-
rung meinen hingegen, dass da-
rüber weiterhin allein die El-
tern entscheiden sollten.

Eltern von Kindern, die
derzeit eine Grundschule be-
suchen, sprechen sich eben-
falls mehrheitlich für die
Wiedereinführung der ver-
bindlichen Grundschulemp-
fehlung aus. Allerdings ist
bei ihnen der Anteil derer,
die sich wünschen würden,
dass weiterhin die Eltern
darüber entscheiden sollten,
auf welche weiterführende
Schule ihr Kind gehen soll,
mit 30 Prozent überdurch-
schnittlich hoch. Die ver-
bindliche Grundschulemp-
fehlung war 2012 von Grün-
Rot abgeschafft worden.

Unterrichtsniveau durch
mangelndes Deutsch

gefährdet

Viele Schülerinnen und
Schüler aus dem Südwes-
ten kommen aus Fami-

lien, in denen zu Hause kein
deutsch gesprochen wird. Das
kann zu einem echten Prob-
lem im Schulunterricht füh-
ren, wenn die Vermittlung von
Wissen schon an sprachlichen
Hürden scheitert. Das hat Fol-
gen für das Unterrichtsniveau
der gesamten Klasse.

Fast die Hälfte – exakt 48
Prozent – der befragten Eltern
in Baden-Württemberg – stellt
das Integrationsproblem auch
an der eigenen Schule fest.

Dagegen sagen 37 Prozent

der Befragten, dies sei nicht
der Fall. 15 Prozent äußern
sich unentschieden. Auffällig
ist vor allem, dass das Problem
der mangelnden Deutsch-
kenntnisse an Grundschulen
noch etwas weiter verbreitet
ist, als an den weiterführen-
den Schulen.

Während 47 Prozent der El-
tern älterer Schülerinnen und
Schüler die mangelnden
Deutschkenntnisse in den
Klassen als Problem ansehen,
ist es bei den Grundschulel-
tern sogar mehr als die Hälfte
der Eltern – nämlich 52 Pro-
zent.

Lehrermangel
löst große Besorgnis

bei Eltern aus

Das größte Problem an
den baden-württem-
bergischen Schulen ist

der Mangel an Lehrern. Das
sehen 62 Prozent der Bürger
insgesamt und 59 Prozent
der Eltern schulpf lichtiger
Kinder so – kein anderer
Mangel löst so viele Sorgen
aus. An zweiter Stelle folgen
zunehmende Gewalt an
Schulen sowie ein Mangel an
Deutschkenntnissen unter
den Schülern, wobei in bei-
den Fällen die Gesamtbevöl-
kerung dieses Problem noch
etwas größer einschätzt als
die Eltern von Schülern.

Vergleichsweise wenig Sor-
gen machen sich Bürger im
Allgemeinen und Eltern im
Besonderen über eine wo-
möglich nicht ausreichende
Ausbildung von Lehrern und
den Mangel an Ganztagsan-
geboten – diese beiden Punk-
te sind jeweils nur für etwa
ein Fünftel der Befragten
vordringlich. Auffallend ist,
dass nur in wenigen Punkten
die Sorgen der Eltern größer
sind als im Bevölkerungs-
durchschnitt. Der Fall ist
dies bei den Themen Unter-
richtsausfall, Klassengröße
und Leistungsdruck.
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